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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. August 1956 

6 — 55000 — 1367/56 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 


Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung der 
Beschränkung des Niederlassungsbereichs von 
Kreditinstituten 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat In seiner Sitzung am 18. Mai 1956 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zum Gesetzentwurf wie aus 
der Anlage 2 ersichtlich Stellung genommen. 

Im übrigen erhebt er gegen den Entwurf keine Einwendungen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zum Beschluß des Bundes- 
rates wird wie folgt dargelegt: 

Zu Nr. 1 der Stellungnahme des Bundesrates: 

Die Bundesregierung kann sich der Auffassung des Bundesrates, 
daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf, nicht anschließen. Ein 
Gesetz bedarf nicht schon deshalb der Zustimmung des Bundesrates, 
weil es formell ein Gesetz ändert, das die Zustimmung des Bundes- 
rates gefunden hat. Die Änderung eines Zustimmungsgesetzes bedarf 
nur dann ihrerseits wiederum der Zustimmung des Bundesrates, 
wenn sich die Änderung auf solche Vorschriften bezieht, die die 
Zustimmungsbedürftigkeit des zu ändernden Gesetzes begründet 
haben oder die mit solchen Normen in einem untrennbaren Zu- 
sammenhang stehen. Diese Voraussetzung ist nicht erfüllt. Nach 
Auffassung der Bundesregierung Ist das Gesetz daher nicht als Zu- 
stimmungsgesetz, sondern als einfaches Gesetz zu verkünden. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Zu Nr. 2 a der Stellungnahme des Bundesrates: 

Die Bundesregierung ist mit der vorgeschlagenen Ergänzung ein- 
verstanden. 

Zu Nr. 2 b der Stellungnahme des Bundesrates: 

Die Bundesregierung ist mit der vorgeschlagenen Ergänzung ein- 
verstanden. In der letzten Zeile muß es aber wie in der ersten Zeile 
heißen „des ausgründenden Kreditinstituts". 

Zu Nr. 3 der Stellungnahme des Bundes rates: 

Die Bundesregierung ist bereit, einer Fristsetzung von zwei Jahren 
für die Vereinigung der drei Nachfolgeinstitute im Bundesgebiet zu- 
zustimmen. Sie hält es aber nicht für vertretbar, die Gebühren- 
ermäßigungen auch davon abhängig zu machen, daß die Tochter- 
institute in Berlin (§ 2 Satz 2) bereits innerhalb von zwei Jahren 
mit den Nachfolgeinstituten im Bundesgebiet zusammengeschlossen 
werden. In Berlin bestehen neben den Tochterinstituten noch die 
drei alten Großbanken, die sogenannten ausgründenden Kredit- 
institute. Es ist nicht zu übersehen, ob es nicht zweckmäßig oder 
notwendig werden kann, zunächst die Tochterinstitute in Berlin 
mit den ausgründenden Kreditinstituten zu vereinigen. Die Bundes- 
regierung ist daher der Auffassung, daß die freie Entschlußfähigkeit 
der Banken hinsichtlich der Berliner Institute nicht beschränkt wer- 
den sollte. 

§ 3 Abs. 5 könnte dann etwa folgende Fassung erhalten: 

„(5) Die Gebührenermäßigung tritt nur ein, wenn die Vereinigung 
sämtlicher Nachfolgeinstitute desselben ausgründenden Kredit- 
instituts, die ihren Sitz im Bundesgebiet haben, innerhalb von zwei 
Jahren seit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes durchgeführt wird.“ 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h, c. Blüdier 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Aufhebung der Beschränkung des Niederlassungsbereichs 

von Kreditinstituten 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

(1) Die §§ 1 bis 4, 8, 13 und 14 des Ge- 
setzes über den Niederlassungsbereich von 
Kreditinstituten vom 29. März 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 217) werden aufgehoben. 

(2) Für ein Kreditinstitut, das im Wege 
der Ausgründung Nachfolgeinstitute errich- 
tet hat (ausgründendes Kreditinstitut), ent- 
fällt die sich aus § 10 des Gesetzes über den 
Niederlassungsbereich von Kreditinstituten 
ergebende Beschränkung, wenn sich das aus- 
gründende Kreditinstitut mit seinen Nach- 
folgeinstituten oder mit einem durch Ver- 
einigung seiner Nadifolgeinstitute gebildeten 
Kreditinstitut vereinigt. 

§ 2 

Für eine Vereinigung 

1. mehrerer Nachfolgeinstitute desselben aus- 
gründenden Kreditinstituts miteinander, 

2. des ausgründenden Kreditinstituts mit 
Nadifolgelnstltuten dieses Kreditinstituts 
oder einem durch Vereinigung solcher 
Nachfolgeinstitute gebildeten Kreditinsti- 
tut 

gilt § 3 dieses Gesetzes. Hierbei steht ein 
mit Mitteln des ausgründenden Kreditinsti- 
tuts mit dem Sitz In Berlin (West) errichte- 
tes Kreditinstitut einem Nachfolgeinstitut 
des ausgründenden Kreditinstituts gleich. 

§ 3 

(1) Gerichtsgebühren einschließlich der 
Gebühren für die Berichtigung öffentlicher 


Bücher sowie notarielle Beurkundungsgebüh- 
ren, die durch eine In § 2 bezeichnete Ver- 
einigung entstehen, werden auf die Hälfte 
ermäßigt; das gleiche gilt bei einer Kapital- 
erhöhung, die zum Zwecke einer solchen 
Vereinigung vorgenommen wird. Die er- 
mäßigte Gebühr für eine Beurkundung be 
trägt höchstens 2500 Deutsche Mark. 

(2) Werden Beschlüsse oder Rechtsge- 
schäfte, für deren Beurkundung die Gebüh- 
ren nach Absatz 1 zu ermäßigen sind, zu- 
gleich mit anderen nicht unter Absatz 1 fal- 
lenden Beschlüssen oder Rechtsgeschäften be- 
urkundet, angcmeldet oder eingetragen und 
Ist dafür eine einheitliche Gebühr zu er- 
heben, so wird nur der Teilbetrag der Ge- 
samtgebühr nach Maßgabe des Absatzes 1 
auf die Hälfte ermäßigt, der die Gebühr, die 
für das nicht unter Absatz 1 fallende Ge- 
schäft bei gesonderter Vornahme zu erheben 
wäre, übersteigt. 

(3) Die Ermäßigung erstreckt sich nldit 
auf die Zusatzgebühr für Beurkundungen 
außerhalb der Gerichtsstelle und für fremd- 
spradiliche Erklärungen (§§ 52, 53 der Ko- 
stenordnung). Die Gebühr für die Beurkun- 
dung außerhalb der Gerichtsstelle darf jedoch 
den Betrag der für das Geschäft selbst zu er- 
hebenden ermäßigten Gebühr nicht überstei- 
gen. 

(4) Die Bestimmungen über die Mindest- 
gebühr (§ 26 Abs. 3, § 72 der Kostenord- 
nung) bleiben unberührt. 

§ 4 

Vereinigung Im Sinne dieses Gesetzes ist 
die Verschmelzung durch Aufnahme oder 
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Neubildung gemäß §§ 233 ff. des Aktien- 
gesetzes oder die Übertragung des Vermö- 
gens nach § 255 des Aktiengesetzes oder nach 
dem Gesetz über die Umwandlung von Ka- 
pitalgesellschaften. Eine Vereinigung von 
Nachfolgeinstituten liegt auch vor, wenn ein 
Nachfolgeinstitut die Mehrheit der Gesell- 
schaftsanteile anderer Nachfolgeinstitute er- 
wirbt. 


B e g r ü 

Durch das Gesetz Nr. 57 der amerikanischen 
Militärregierung, die Verordnung Nr. 133 
der britischen Militärregierung und die Ver- 
ordnung Nr. 208 der französischen Militär- 
regierung war den Banken in Westdeutsch- 
land, die das kurzfristige Kreditgeschäft be- 
trieben, die Unterhaltung von Niederlassun- 
gen außerhalb der Grenzen eines Landes 
untersagt worden. Von diesen Anordnungen 
wurden seinerzeit in erster Linie die Filial- 
großbanken — Commerzbank, Deutsche 
Bank, Dresdner Bank — betroffen. Die Nie- 
derlassungen dieser Banken in den einzelnen 
Ländern der Bundesrepublik nahmen neue 
Firmenbezeichnungen an und führten — un- 
geachtet des Fortbestandes der alten Groß- 
banken als einheitliche Rechtsinstitute — ihre 
Geschäfte wie selbständige Bankinstitute. 

Diese Regelung führte zu großen rechtlichen 
und wirtschaftlichen Schwierigkeiten. Zu 
ihrer Milderung wurden durch das Gesetz 
über den Nied erlas sungs'b er eich von Kredit- 
instituten vom 29. März 1952 (BGBl. I S. 217) 
drei Bankbezirke geschaffen und den Banken 
die Unterhaltung von Niederlasungen außer- 
halb dieser Bezirke verboten. Zwecks Anpas- 
sung an die Vorschriften dieses Gesetzes 
waren die drei Großbanken genötigt, jeweils 
drei selbständige Nachfolgebanken auszugrün- 
den und diesen ihre Vermögenswerte im 
Bundesgebiet zu übertragen. Andernfalls 
hätte ihnen die Fortführung des Geschäfts- 
betriebes im Bundesgebiet untersagt werden 
müssen. 

Nachdem Inzwischen die Bundesrepublik ihre 
volle Handlungsfreiheit zurückerlangt hat, 
haben die Banken die Aufhebung der gesetz- 
lichen Niederlassungs'beschränkungen gefor- 
dert. Es ist keine Notwendigkeit ersichtlich, 
in der Bundesrepublik im Gegensatz zu den 


§ 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§ 6 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


n d u n g 

anderen europäischen Ländern einzelnen Kre- 
ditinstituten eine Einschränkung der Nieder- 
lassungsfreiheit aufzuerlegen und sie damit in 
ihrer Leistungskraft und in ihrer internatio- 
nalen Wettbewerbsfähigkeit zu beeinträchti- 
gen. Durch eine Wiederherstellung der Nie- 
derlassungsfreiheit wird der Weg für eine 
Wiedervereinigung der Großbanken frei- 
gemacht werden. 

Eine übermäßige wirtschaftlidie Machtstel- 
lung der einzelnen Banken wird durch eine 
solche Wiedervereinigung nicht begründet, 
da die drei Großbanken immer in scharfem 
Wettbewerb untereinander und mit den gro- 
ßen Regionalbanken sowie mit der Vielzahl 
der übrigen Kreditinstitute gestanden haben. 
Die Beschränkungen, denen das Gesetz über 
den Niederlassungsbereich von Kreditinstitu- 
ten die Filialbanken unterworfen hat, sind 
daher aufzuheben. 

Zu § 1 Abs. 1 

Durch Aufhebung der §§ 1 bis 4 des Gesetzes 
von 1952 entfällt für die betroffenen Kredit- 
institute die Beschränkung ihrer Nieder- 
lassungsfreiheit auf bestimmte Bezirke und 
für die Nachfolgeinstitute der Zwang, nur 
Namensaktien auszugeben, ferner das Ver- 
bot, sich an einem anderen Nachfolgeinstitut 
zu beteiligen, sowie das Verbot der personel- 
len Verflechtung im Vorstand und Aufsichts- 
rat der Nachfolgeinstitute untereinander. Mit 
dem Fortfall dieser Vorschriften werden auch 
die Stralbestimmungen der §§13 und 14 hin- 
fällig. Da die Bank deutscher Länder die Ihr 
übertragenen Aktien der Nachfolgeinstitute 
inzwischen auf die berechtigten Aktionäre 
übertragen und die nicht abgeforderten 
Aktien hinterlegt hat, kann auch § 8 künftig 
fortfallen. 
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Zu § 1 Abs. 2 

Aufrechtzuerhalten sind die Vorschriften des 
Gesetzes, welche die Grundlage der inzwi- 
schen vollzogenen Ausgründung der Nach- 
folgeinstitute gebildet und deren Rechts- 
folgen geregelt haben. Diese Vorschriften 
behalten auch nach einer Wiedervereinigung 
von Nachfolgeinstituten ihre Bedeutung. Dies 
gilt insbesondere für die Vorschriften über 
den Gläubigerschutz. 

§ 10 des Gesetzes von 1952 war eine Konse- 
quenz der Ausgründung von Nachfolge- 
instituten, deren Unternehmensgegenstand es 
war, den Geschäftsbetrieb der ausgründenden 
Kreditinstitute im Bundesgebiet fortzufüh- 
ren. Der tragende Gedanke dieser Vorschrift 
läßt es folgerichtig erscheinen, das ausgrün- 
dende Kreditinstitut, jedenfalls sov/eit das 
Bundesgebiet in Betracht kommt, auch wei- 
terhin auf Abwicklungsgeschäfte zu beschrän- 
ken. Erst wenn das ausgründende Kredit- 
institut sich mit seinen Nachfolgeinstituten 
wieder vereinigt, besteht kein Grund mehr, 
es vom Bankgeschäft im Bundesgebiet auszu- 
schließen. 

Zu § 2 

Da im Jahre 1952 die Entflechtung den Ban- 
ken zwingend auferlegt wurde, hat das Ge- 
setz über den Niederlassungsbereich von 
Kreditinstituten zur Vermeidung zu hoher 
Kosten in den §§11 und 12 den Erlaß bzw. 
die Ermäßigung von Steuern und Gebühren 
vorgesehen. Es erscheint billig, auch bei der 
nunmehr zugelassenen Wiedervereinigung 
entsprechende Erleichterungen vorzusehen. In 
das vorliegende Gesetz sind nur Vorschriften 
über Gebührenerleichterungen aufgenommen 
worden, da die Möglichkeit besteht, die ge- 
botenen steuerlichen Erleichterungen im Er- 
laßwege vorzunehmen. 

Durch die Vorschrift des § 2 werden die ein- 
zelnen Tatbestände der Wiedervereinigung 
bestimmt, wobei Umfang und Zeitpunkt 
ihrer Durchführung der Entschließung der 
Banken überlassen bleiben. 


Aus dem Vermögen der drei früheren Groß- 
banken ist neben den jeweils ausgegründeten 
drei Nachfolgeinstituten auch noch je ein 
selbständiges Kreditinstitut in Berlin im Hin- 
blick auf die dort gegebenen besonderen Ver- 
hältnisse hervorgegangen. Es ist angemessen, 
diese Kreditinstitute in die Regelung einzu- 
beziehen. 

Zu § 3 

Durch diese Vorschrift werden für die Wie- 
dervereinigung Gebührenerleichterungen im 
gleichen Umfange gewährt, wie es durch § 12 
des Gesetzes von 1952 geschehen war. Im 
Hinblick auf § 4 Satz 2, wonach eine Ver- 
einigung von Nachfolgeinstituten auch vor- 
licgt, wenn ein Nachfolgeinstitut die Mehrheit 
der Gesellschaftsanteile anderer Nachfolge- 
institute erwirbt, wird eine Gebührenermäßi- 
gung auch gewährt für eine Kapitalerhöhung, 
die zum Zwecke einer solchen Vereinigung 
vorgenommen wird; denn der Erwerb der 
Mehrheit der Gesellschaftsanteile anderer 
Nachfolgeinstitute ist regelmäßig nur durch 
vorherige Erhöhung des Kapitals des erwer- 
benden Kreditinstituts möglich. 

Zu § 4 

Um den Banken eine Wiedervereinigung In 
wirtschaftlich sinnvoller Weise zu ermög- 
lichen, stellt diese Vorschrift verschiedene 
Formen zur Auswahl, In denen sie die Zu- 
sammenfassung der Unternehmen vornehmen 
können. Dabei wird auch die Möglichkeit 
vorgesehen, bei einer Vereinigung der Nach- 
folgcinstitute besonderen Verhältnissen da- 
durch Rechnung zu tragen, daß Nachfolge- 
Institute rechtlich selbständig bleiben. 

Zu § 5 

Die Berlin-Klausel hat angesichts des Gel- 
tungsbereichs des Gesetzes von 1952 lediglich 
die Bedeutung, daß auch im Land Berlin die 
In § 3 des Gesetzes vorgesehenen Gebühren- 
erleichterungen gewährt werden können. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fas- 
sen; 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlos- 
sen:“. 

Begründung 

Durch den Gesetzentwurf wird das Gesetz 
über den Niederlassungsbereich von Kredit- 
instituten vom 29. März 1952 (BGBl. I 
S. 217) formell geändert, das seinerseits ein 
Zustimmungsgesetz ist. Die formelle Ände- 
rung von Zustimmungsgesetzen bedarf eben- 
falls der Zustimmung des Bundesrates. 

2. a) In § 2 Satz 1 Nr. 1 sind folgende Worte 
anzufügen: 

„oder eines Nachfolgeinstituts mit einem 
durch Vereinigung von Nachfolgeinstituten 
gebildeten Kreditinstitut“. 

Begründung 

§ 2 in der bisherigen Form deckt nicht den 
Fall, In dem mehrere Nachfolgeinstitute sich 
zunächst zu einem neuen Institut (das dann 
nicht mehr Nachfolgeinstitut im Sinne des 
vorliegenden Gesetzes ist) zusammenschließen 
und erst später die neue Berliner Bank in das 
rekonzentrierte Unternehmen aufnehmen. 

Die Gesetzesformulierung muß alle Möglich- 
keiten, die sich hinsichtlich auch einer evtl, 
stufenweise vorzunehmenden Wiedervereini- 
gung der Institute ergeben, ausdrücklich auf- 
zählen, weil sich sonst unter Umständen so- 
wohl für die Gebührenerleichterung (§ 3) als 
auch für die in Aussicht genommenen steuer- 
lichen Befreiungen (auf Grund des § 131 AO) 
Schwierigkeiten mit den die Erleichterung 
festsetzenden Stellen ergeben könnten. 

b) § 2 Satz 2 Ist wie folgt zu fassen; 

„Hierbei steht ein mit Mitteln des ausgrün- 
denden Kreditinstituts mit dem Sitz in Berlin 
errichtetes oder in Berlin mit Mitteln der 
Nachfolgeinstitute betriebenes Kreditinstitut 
einem Nachfolgeinstitut des ausgegründeten 
Kreditinstituts gleich.“ 

Begründung 

Die Berliner Neugründungen (Berliner Dis- 
contobänk = Dexitsche Bank, Bank für Han- 


del und Industrie = Dresdener Bank, Berliner 
Commerzbank = Commerzbank) sind in 
verschiedener Form und unter verschiedenen 
Beteiligungen erfolgt. An keiner der Neu- 
gründungen war aber das ausgründende In- 
stitut unmittelbar beteiligt. So ist z. B. die 
Berliner Discontobank von der AG für 
Vermögensverwertung und vier Bankdirek- 
toren als Aktionären gegründet worden. In 
ähnlicher Weise Ist auch bei den anderen In- 
stituten die Gründung zunächst in anderer 
Form als durch direkte Gründungsakte der 
Altinstitute vor sich gegangen; diese waren 
durch die „Ruhensanordnung“ der Komman- 
dantur vom 26. September 1945 seinerzeit 
gar nicht in der Lage, Rechtsgeschäfte dieser 
Art vorzunehmen. 

3. Dem § 3 ist nachstehender Absatz 5 anzu- 
fügen: 

„(5) Die vorstehenden Bestimmungen gelten 
nur, wenn eine Vereinigung im Sinne des § 2 
jeweils sämtliche Nadifolgeinstitute (§ 2 
Satz 1 und 2) eines ausgründenden Instituts 
umfaßt und wenn die Vereinigung Innerhalb 
von zwei Jahren nach dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes durchgeführt wird.“ 

Begründung 

Die Gebührenermäßigung soll die Beseitigung 
eines erzwungenen Zustandes erleichtern; des- 
halb ersdieint sie auch nur dann vertretbar, 
wenn tatsächlich innerhalb jeder Gruppe zu- 
mindest eine Rezentralisation durch die Ver- 
einigung sämtlicher westlicher Nachfolgeinsti- 
tute erfolgt. Im Interesse der Klarheit sollte 
ferner bestimmt werden, daß eine Gebühren- 
ermäßigung nur dann Platz greift, wenn eine 
Vereinigung in dem vorstehenden Sinne In- 
nerhalb eines Zeitraumes von zwei Jahren 
stattfindet, da andernfalls zu erwarten steht, 
daß die Großbanken sich In einer nicht abseh- 
baren Zeit bei allen sich gebührenmäßig aus- 
wirkenden Organisationsmaßnahmen auf den 
§ 3 des Gesetzes berufen würden. 

Die Bundesregierung wird gebeten zu prüfen, 
ob die Berliner Nachfolgeinstitute anstatt 
als Filialen als Tochterinstitute behandelt 
werden sollen. 
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